
Der Machtapparat des deutschen Staates war in seiner 
Entwicklung seit dem Ende des ersten Weltkrieges in 
steigendem Maße in die Hände der Kreise des Finanz­
kapitals gelangt, die in enger Verbindung mit den poli­
tisch aktiven Kreisen des Junkertums und den den Mili­
tarismus nach wie vor verkörpernden Kommandostellen 
der Wehrmacht standen. Diesen bereits fehlentwickelten 
Staat gestalteten sie mit Hilfe des Hitler-Faschismus noch 
weiter um, indem sie ihn zu einem Staat mit terroristi­
scher Diktatur nach innen und mit bisher nie dage­
wesenen Aggressions- und Weltherrschaftsbestrebungen 
nach außen machten. Die reaktionärsten Elemente des 
Finanzkapitals waren es, die die faschistische Partei 
an die Macht riefen, weil sie für die Erhaltung ihrer 
eigenen Machtstellung nur einen Weg sahen, die Ver­
nichtung der bürgerlichen Freiheiten, völlige Ausschal­
tung des Parlaments und Errichtung eines Terror­
regimes zur Mederhaltung der Arbeiterklasse. Sie 
drückten der gesamten Politik ihren Stempel auf, was 

■ vom ersten Tage der sogenannten „Machtergreifung“ 
an zum Ausdruck kam nach innen z. B. durch die 
Inszenierung des Reichstagsbrandes, in Vernichtung der 
Organisationen der Arbeiterklasse, die Beseitigung der 
Versammlungs-, Rede- und Pressefreiheit, nach außen 
durch den Austritt aus dem Völkerbund und die offene 
Vorbereitung zum Kriege, die dann überging in die 
militärische Unterjochung zahlreicher Nachbarstaaten 
und schließlich in den räuberischen Überfall auf die 
Sowjetunion.

Diese verhängnisvolle Entwicklung Deutschlands und 
damit des deutschen Staates hat das Nürnberger Urteil 
gegen die Hauptkriegsverbrecher historisch einwand­
frei aufgeklärt und urkundlich festgelegt.

Der vor dem 8. Mai 1945 bestehende deutsche Staat 
ist also charakterisiert durch die unumschränkte Herr­
schaftsgewalt des Monopolkapitalismus, Junkertums 
und Militarismus in der Form der imperialistisch-faschi­
stischen Diktatur.

Demgegenüber charakterisiert der Beschluß des
III. Parteitages der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands in Abschnitt II Ziffer 5 die neue anti­
faschistisch-demokratische Ordnung folgendermaßen;: 

„Mit der Gründung der Deutschen Demokratischen Re­
publik haben die demokratischen Krätte Deutschlands 
einen neuen, glorreichen Weg beschritten, der einen 
Wendepunkt in der Geschichte Europas und vor allem in 
der Geschichte Deutschlands selbst darstellt.

Zum ersten Male in der Geschichte Deutschlands wurde 
ein d e m o k r a t i s c h e r  deutscher Staat geschaffen. In 
der Deutschen Demokratischen Republik ist die Demokratie 
nicht das parlamentarische Aushängeschild der Ausbeuter 
und Unterdrücker des Volkes, sondern der politische In­
halt des Staates, der in der Verwirklichung realer Volks­
rechte und in der breiten Anteilnahme der Volksmassen an 
der Staatsverwaltung zum Ausdruck kommt.

Zum ersten Male in der Geschichte Deutschlands wurde 
ein f r i e d l i e b e n d e r  deutscher Staat geschaffen. 
Während alle früheren deutschen Staaten ein Instrument 
der Eroberungspolitik waren, ist der Kampf um einen 
dauerhaften Frieden oberstes Gesetz der Deutschen De­
mokratischen Republik.

Zum ersten Male in der Geschichte Deutschlands wurde 
ein deutscher Staat geschaffen, in dem die A r b e i t e r ­
k l a s s e  e n t s c h e i d e n d e  P o s i t i o n e n  innehat. 
Während früher die Arbeiterklasse als zahlenmäßig stärk­
ste und als der fortschrittlichste Teil des deutschen Volkes 
rechtlos zur Seite gestoßen wurde, übt sie heute im Bunde 
mit anderen werktätigen Schichten in der Deutschen De­
mokratischen Republik den entscheidenden Einfluß aus.“

Eine dem Wesen nach gleiche Auffassung liegt auch 
den programmatischen Erklärungen der übrigen in der 
Deutschen Demokratischen Republik zugelassenen demo­
kratischen Parteien und Massenorganisationen zu 
Grunde. Es sei hierzu beispielsweise auf die Thesen 
19—21 der vom 19.—21. Oktober 1951 in Meißen abge­
haltenen Arbeitstagung der Christlich-Demokratischen 
Union (abgedruckt in „Christlicher Realismus“, Unions- 
Verlag GmbH., S. 90 ff.) verwiesen.

Vergleicht man also den früheren deutschen Staat 
mit dem jetzigen Staat, so wird ohne besondere Sach­
kenntnis für jeden erkennbar, daß eine Identifizierung 
beider Staaten mit ihren diametral entgegengesetzten 
Funktionen und Zielrichtungen eine unerträgliche 
Diffamierung unserer neuen antifaschistisch-demokrati­
schen Staatsordnung bedeuten würde.

Allerdings nimmt dazu das Landgericht in E. in dem 
angefochtenen Urteil wie folgt Steilung:

„Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 ist kein neuer 
Staat, kein neues Land und kein neuer Kreis entstanden 
oder gegründet worden, sondern nur die Verwaltung der 
bestehenden Kreise und Länder hat gewechselt. Es sind 
nicht zwei Rechtssubjekte vorhanden, sondern ein und 
dasselbe. Nicht ein Verhältnis der Rechtsnachfolge ist ge­
schaffen, sondern die Identität ist verblieben. Nach der 
Verordnung über die Errichtung der Provinzialregierung in 
Thüringen — Verordnung vom 2. Juli 1945, Regierungs­
blatt Nr. 1 und Verordnung vom 1. September 1945, Re­
gierungsblatt Nr. 3 S. 5 — bilden alle Stadt- und Land­
kreise, die in dem früheren Gau Thüringen vorhanden 
waren, das Gebiet Thüringens, das unter der neuen Re­
gierung steht. Das Gebiet der Landesverwaltung um­
schließt dazu auch die Gebiete des früheren Regierungs­
bezirks Erfurt und des Kreises Schmalkalden. Der Kam­
mer sind durchausi die Aufsätze von Löwenthal und 
Kaiser in NJ 1947 S. 184 ff, sowie die gutachtliche 
Äußerung der Präsidialabteilung des Thüringischen Mi­
nisterpräsidenten vom 26. Februar 1949 bekannt, die dem 
Gutachten Loening entgegentreten. Die natürlichste und 
einfachste Theorie erscheint der Kammer die zu sein, daß 
lediglich eine umfassende Umorganisation der Länder und 
Kommunalverbände durchgeführt worden ist, die Ver­
bandspersönlichkeit aber erhalten geblieben ist.

Der Zusammenbruch eines Verwaltungsapparates und 
die teilweise Änderung der Organisation eines solchen 
ändert nicht die Staats- und Verbandspersönlichkeit.“

Die Abstraktion und damit der leere Formalismus 
dieser Begründung ist offensichtlich. Das Landgericht 
verkennt, daß es für die Charakterisierung des Wesens­
inhalts eines Staates nicht genügen kann, Gebiet gleich 
Gebiet, also Staat gleich Staat zu setzen. Der Staat, 
der ein bestimmtes Gebiet 'beherrscht, wird charakteri­
siert durch die Menschen, die in diesem Gebiet leben, 
und zwar durch die Klassenstruktur, in die diese Men­
schen sich gliedern, und durch die Stellung, die sie zu 
den staatlichen Machtpositionen innehaben. Die Ver­
kennung der Notwendigkeit einer solchen Analyse mußte 
denn auch das Landgericht zu einem falschen Ergebnis 
führen. Eine Identität des Hitlerstaates und der Deut­
schen Demokratischen Republik ist entgegen der An­
sicht des Landgerichts schlechthin zu verneinen.

Die grundlegende Veränderung der Klassenstruktur 
der Deutschen Demokratischen Republik gegenüber dem 
Hitlerstaat zwingt aber auch zu dem Schluß,, eine Rechts­
nachfolge abzulehnen.

Die antifaschistisch-demokratische Ordnung mit ihrem 
Staatsapparat steht weder gesetzlich noch auf Grund 
einer irgendwie denkbaren Vermögensübernahme mit 
dem Hitlerstaat in Verbindung. Vielmehr ist der ge­
samte Machtapparat des faschistischen Staates von der 
Roten Armee und den alliierten Truppen zerschlagen, 
der Staat selbst also vernichtet worden. Er hat mit der 
Kapitulation aufgehört zu bestehen. Auf den Trümmern 
errichteten die werktätigen Menschen der ehemaligen 
sowjetischen Besatzungszone in der Stadt und auf dem 
Lande in jahrelanger, mühseliger und entbehrungs­
voller Arbeit auf der Grundlage des Potsdamer Ab­
kommens mit der großzügigen Hilfe der Sowjetunion 
den neuen Staat der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung. Dieser Staat ist von unten auf gewachsen. 
Seine Wurzeln finden wir bereits im Mai 1945 in den 
Anfängen gemeindlicher Selbstverwaltung auf der 
Grundlage einer neuen demokratischen Gesetzlichkeit. 
In dieser Aufbauarbeit haben die Werktätigen bewiesen, 
daß sie gewillt und fähig sind, die Reste des Nazismus 
und Militarismus zu beseitigen und die Macht des 
Finanzkapitals und der Junker zu brechen. Dadurch 
haben sie sich das Vertrauen des Sowjetvolkes und aller 
friedliebenden Völker der Welt erworben. Als Krönung 
dieser Anstrengungen, zugleich auch als sicherster Be­
weis des wiedergewonnenen Vertrauens der friedlieben­
den Völker, an der Spitze die Sowjetunion, ist die 
Deutsche Demokratische Republik gegründet worden. 
Dieser von unten her gewachsene, aus der Kraft Milli­
onen Werktätiger aufgebaute Staat mit völlig verän­
derter Klassenstruktur und Zielsetzung hat mit dem 
Hitlerstaat nichts gemein, kann also auch nicht als dessen 
Rechtsnachfolger angesehen werden.

Zu den gleichen Ergebnissen führt übrigens auch die 
Betrachtung der völkerrechtlichen Entwicklung.

Der vom Hitlerfaschismus mit dem Überfall auf Polen 
angezettelte zweite Weltkrieg unterschied sich von allen


